
  Bundesrecht konsolidiert 

www.ris.bka.gv.at  Seite 1 von 1 

Kurztitel 

Fremdenpolizeigesetz 2005 

Kundmachungsorgan 

BGBl. I Nr. 100/2005 zuletzt geändert durch BGBl. I Nr. 50/2012 

§/Artikel/Anlage 

§ 3 

Inkrafttretensdatum 

01.09.2012 

Außerkrafttretensdatum 

31.12.2013 

Text 

2. Hauptstück 

Zuständigkeit und besondere Verfahrensregeln 

1. Abschnitt 

Zuständigkeit 

Fremdenpolizeibehörden und Organe des öffentlichen Sicherheitsdienstes 

§ 3. (1) Im Rahmen dieses Bundesgesetzes werden die Organe des öffentlichen Sicherheitsdienstes (§ 5 des 
Bundesgesetzes über die Organisation der Sicherheitsverwaltung und die Ausübung der Sicherheitspolizei - 
SPG, BGBl. Nr. 566/1991) für die Fremdenpolizeibehörden (§ 4 SPG) über deren Auftrag oder aus Eigenem 
tätig. 

(2) Zur Überwachung der Einhaltung der Bestimmungen dieses Bundesgesetzes können der Bundesminister 
für Inneres und der Landespolizeidirektor die ihnen beigegebenen, unterstellten oder zugeteilten Organe des 
öffentlichen Sicherheitsdienstes einsetzen. Soweit die Organe hierbei im Rahmen der Zuständigkeit einer 
Fremdenpolizeibehörde tätig werden, schreiten sie als deren Organe ein. 

(3) Organe des öffentlichen Sicherheitsdienstes, die bei der Erfüllung von Aufgaben nach diesem 
Bundesgesetz den Sprengel ihrer Fremdenpolizeibehörde überschreiten, gelten bei dieser Amtshandlung als 
Organe der örtlich zuständigen Fremdenpolizeibehörde; sie haben diese unverzüglich von ihrem Einschreiten in 
Kenntnis zu setzen und sind an deren Weisungen und Aufträge gebunden. 

(4) In Fällen, in denen die örtlich zuständige Fremdenpolizeibehörde die notwendigen Maßnahmen nicht 
rechtzeitig setzen kann, dürfen die örtlich nicht zuständigen Organe des öffentlichen Sicherheitsdienstes 
außerhalb des Sprengels der Fremdenpolizeibehörde, der sie beigegeben, zugeteilt oder unterstellt sind, 
fremdenpolizeiliche Amtshandlungen führen. Diese gelten als Amtshandlungen der örtlich zuständigen 
Fremdenpolizeibehörde erster Instanz; das einschreitende Organ des öffentlichen Sicherheitsdienstes hat diese 
Behörde von der Amtshandlung unverzüglich zu benachrichtigen. 


